Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1284 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 18. März 1955 


A b s ch r i f t 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Ich beehre mich mitzutcilen, daß der Bundesrat in seiner 138. Sitzung 
am 18. März 1955 beschlossen hat, dem vom Deutschen Bundes- 
tag am 27. Februar 1955 verabschiedeten 

Gesetz betreffend das Protokoll vom 23. Okto- 
ber 1954 über die Beendigung des ßesatzungs- 
regimes in der Bundesrepublik Deutschland 
- Drucksachen 1000, 1200, ZiflF. I - 

gemäß Artikel 84 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 78 des 
Grundgesetzes zuzustimmen und die in der Anlage beigefügte Ent- 
schließung zu fassen. 


gez. Altmeier 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages Bonn, den 18. März 1955 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 4. März 1955 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Altmeier 


Druck; Buchdruckerei Peter Meier, Buisdorl/Siegburg 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20 
Telefon 3551 



Anlage 


Betr. : Entwurf eines Gesetzes betreffend das Protokol 
vom 23. Oktober 1954 über die Beendigung des 
Besatzungsregimes in der Bundesrepublik Deutsch- 
land 


ENTSCHLIESSUNG 

Der Bundesrat beschließt in Übereinstimmung mit dem Deutschen 
Bundestag : 

Die drei westlichen Mächte haben auf einer unveränderten Über- 
nahme der das Deutsche Auslandsvermögen betreffenden Bestim- 
mungen des Sechsten Teiles des Vertrages zur Regelung aus Krieg 
und Besatzung entstandener Fragen vom 26. Mai 1952 in das 
Pariser Vertragswerk vom 23. Oktober 1954 beharrt. Mit tiefer 
Enttäusdiung hat der Bundesrat hiervon Kenntnis genommen. Die 
Aufrechterhaltung dieser Bestimmungen bestätigt nicht nur die bis- 
herigen Maßnahmen gegen das Privateigentum, sondern schafft auch 
für die Zukunft die Möglichkeit weitgehender neuer Eingriffe in 
private Rechte. Drückende und diskriminierende Beschränkungen 
aus der Besatzungszeit bleiben bestehen; sie sind nach Auffassung 
des Bundesrates mit der Übernahme politischer und militärischer 
Verpflichtungen und Verantwortlichkeiten in der Gemeinschaft der 
freien Welt nicht zu vereinbaren. 

Der Bundesrat erwartet deshalb, 

1. daß die von den drei Mächten in Aussiclit gestellten Besprechungen 
über die Handhabung des Artikels 4 des Sechsten Teiles des 
genannten Vertrages zu dem Ergebnis führen, daß die Bundes- 
republik ohne Einschränkung freie zweiseitige Verhandlungen 
mit verhandlungsbereitcn Staaten aufnehmen kann ; 

2. daß derartigen Verhandlungen nicht dadurclt die Grundlage ent- 
zogen wird, daß die in Betracht ^kommenden Staaten das noch 
vorhandene deutsche Auslandsvermögen weiterhin liquidieren ; 

3. daß die Unterzeichnerstaaten des Pariser Reparationsabkommens 
keine Ansprüche mehr auf noch vorhandenes deutsches Eigentum 
im Ausland erheben und sich auch nicht mehr auf dieses Ab- 
kommen berufen, und daß die sinnlos gewordene Bestimmung, 
die den Wiedererwerb früheren deutschen Auslandseigentums 
durch Deutsche verbietet, aufgehoben wird ; 

4. daß die gewerblichen Schutz- und Urheberrechte aus der Vor- 
kriegszeit dort, wo es noch nicht geschehen ist, wiederhergestellt 
werden und damit die internationale Rechtssicherheit auf diesem 
Gebiete wiederkehrt; 

5. daß nunmehr - fast 10 Jahre nach Beendigung der Feind- 
seligkeiten - das deutsche diplomatisch-konsularische Eigentum, 
das seit jeher besonderen völkerrechtlichen Schutz genossen hat, 
auch in den Ländern zurückgegeben wird, in denen dies bisher 
noch nicht geschehen ist. 



